
Bundessozialgericht > I.m N a m e n d e e V o l k e s

A.Z:.=-?-BY..2.51/é9.
' ' U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am
12„ Auguet 1970

00000000600000000OO°OOOOCOOODOOOQO OOOOOOOOOO 501050

Klägerin und Revisionsklägcrin,

Prozeßbevollmächtigte: oo„o„„ooo„coooocoo „„„„„„„„„ o

g e g e n

00000000000000000oooooooooooooooooooooo ooooooo 00000

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 230 Juli 1970 durch

Senatspräsident S t e n g e l

— Vorsitzender — ?
Bundesrichter Dro Schwankhart,

Bundesrichter
_

S o n n e n b e r'g 9
Bundéssozialrichter N a u m a n n und

Bundessozialrichter W i r s c h i n g e r

'fur Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 140 März 1969

und das Urteil des Sozialgerichts Hildesheim vom

20° Dezember.1967 aufgehoben;

die Bescheide des Beklagten vom 12° August 1966 und

270 September 1966 werden aufgehoben, soweit sie

die Rückforderung betreffen°

Der Beklagte wird_verurteilt, an die Klägerin
..2...
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1584‚—— DM zu zahlen°

Der Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des Rechtsstreits zu erstatten°

Die Klägerin erhält als Witwe ihres im Februar 1945 ge-
fallenen Ehemannes Versorgung° Mit Bescheid vom 13° Juli

1966 gab das Versorgungsamt Hildesheim ihrem Antrag auf

Schadensausgleich statt° In der Anlage B zu diesem Be—
scheid war die Berechnung des Schadensausgleichs enthalten°

Nummer 2 dieses Vordrucke (Bruttoeinkommen der Witwe)

führt als anrechnungspflichtiges Einkommen u„a° die Grund—

rente ano Dieser Posten blieb jedoch unausgefüllt, so

daß der Klägerin vom 10 Januar 1964 an als Schadensaus—

gleich 88,40 DM monatlich, vom 1° Oktober 1964 an 96,——LN‚

vom 1° Januar 1965 an 93,60 DM und vom 1° Januar 1966 an

94,80 DM gewährt wurden; der nachzuzahlende Betrag belief

sich auf 2„976,—— DM„

Mit Bescheid vom 12° August 1966 übersandte das Versor-

gungsamt den richtiggestellt€n Berechnungsbogen B; bei

Berücksichtigung der Grundrente der Klägerin betrug der

Schadensausgleich nunmehr vom 10 Januar 1964 an 40,40 Di,

vom 1° Oktober 1964 an 48‚—— DM, vom 10 Januar 1965 an
45,60 DM und vom 1° Januar 1966 an 46,80 DM° Die Nach—

zahlung erreichte nur noch die Summe von 10392‚—— DMO

Bereits am 11° August 1966 hatte das Versorgungsamt von

der Stadtsparkasse in Göttingen die Rücküberweisung von

10584,—— DM des dem Konto der Klägerin gutgeschriebenen

Betrages an die Amtskasse des Landesversorgungsamts

(LVersorgA) verlangt; dem kam die Sparkasse am
220 August 1966 nacho . '
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Mit ihrem Widerspruch bestritt die Klägerin dem Be—

klagten das Recht, ihr "selbstverschuldete Rechen—

fehler" anzulasten° Der Widerspruch blieb erfolglos

(Bescheid des LVersorgA Niedersachsen vom 27°September

1966)° Die Klage, mit der die Klägerin die Aufhebung
des Berichtigungsbescheides vom 12,_August 1966 und

des Widerspruchsbescheides vom 27° September 1966

insoweit begehrt hat, als der Beklagte die Rück—

erstattungspflicht‘ der Klägerin festgestellt hat,

hat das Sozialgericht (SG) Hildesheim mit Urteil vom
200 Dezember 1967 abgewiesen, Es ist der meinung ge—

wesen, entscheidend sei allein, daß der Betrag von

1o584,—— DM zu Unrecht gezahlt gewesen sei° Mit der

Berufung hat die Klägerin geltend gemacht, die Nicht—

berücksichtigung der Grundrente bedeute keine offen—

bare Unrichtigkeit im Sinne des Gesetzes, da nicht

£cststehe und nicht feststellbar sei, ob der Sach—

bearbeitcr des Versorgungsamts (VersorgA) einem Rechts—

irrtum erlegen gewesen sei°

:3as Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen hat mit

Urteil vom 140 März 1969 die Berufung zurüCkgewiesen

und hierzu ausgeführt: Nach $ 25 des Gesetzes über das

Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung

(VeerG—KOV) vom 20Mai 1955, zuletzt geändert durch

Artikel 2 des Zweiten Neuordnungsgesetzes (2o UOG)

vom 210 Februar 1964 (BGBl I 85) sei die Verwaltung
verpflichtet, Schreib— und Rechehfehler sowie ähnliche

offenbare Unrichtigkeiten in Bescheiden jederzeit zu

berichtigen° Der in der Schadensausgleichsberechnung

enthaltene Fehler sei unter die den Schreib— und

Rechenfehlern vergleichbaren Unrichtigkeiten einzu—

ordnen, da er weder auf einer unrichtigen Tatsachen—

wertung noch auf einem Rechtsirrtum beruheo Bei der

Berechnung des Schadensausgleichs habe weder in recht—

licher noch in tatsächlicher Hinsicht ein Zweifel

bestanden, der zuvor durch eine Entscheidung habe

geklärt werden müssen° Durch die nachträgliche Bin—

—4
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


tragung der Grundrente in den Berechnungsbogen werde

lediglich ein rechnerisches Versehen ausgeglichen und

dem Bescheid eine Fassung gegeben, die seinem wahren .

Inhalt von Anfang an entSprochen habe° Der Bescheid sei
auch offenbar unrichtig gewesen° Einer Berichtigung stehe

auch 5 77 das Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht entgegen,

da diese eine andere Regelung, wie 5 25 VeerG sie ge—
schaffen habe, zulassee Da dem Bescheid in seiner ur—
sprünglichen Form mit der Berichtigung seines offenbar

unrichtigen Teils die Rechtsgrundlage entzogen worden sei,

seien auch die insoweit gewährten Leistungen zu Unrecht

empfangen und nach 5 47 Abs° 1 VeerG zurückzuerstatteno

@ 47 Abs° 2 VeerG greife nicht zugunsten der Klägerin

ein, weil die Klägerin die Unrichtigkeit des Bescheides

gekannt habe oder hätte kennen müssen°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Gegen das am 18° April 1969 zugestellte Urteil des LSG

Niedersachsen vom 14° März 1969 hat die Klägerin mit

Schriftsatz vom 28° April 1969, beim Bundessozialgericht

(BSG) eingegangen am 28° April 1969, Revision eingelegt

und diese mit beim Revisionsgericht am 28° Mai 1969 ein—

gegangenem Schriftsatz vom 23° Mai 1969 begründet°

Sie rügt die Verletzung der @@25, 41, 47 Abs° 1 VeerG
und trägt vor: Rechen— und Schreibfehler setzten begriff—

lich das Vorhandensein einer falschen Zahl oder eines ver—
schriebenen Wortes voraus° Da nicht auszuschließen sei‚

daß die Auslassung der Grundrente auf einem Rechtsirrtum

beruhe, komme die Annahme einer den Schreib— und Rechen—

fehlern vergleichbaren Unrichtigkeit nicht in Betrachto

Auch sei die Unrichtigkeit keineswegs offenbar gewesen?

von der Klägerin und ihrem Bevollmächtigten könnten keine

besseren Rechtskenntnisse verlangt werden als von den

Sachbearbeitern der Beklagten, die auch bei den Kon—

- 5 _
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trollen vor der Absetzung des Bescheides den Fehler

nicht bemerkt hätten° Auf keinen Fall sei der Beklagte

zur Rückforderung der zu Unrecht gewährten Leistungen

berechtigt gewesen; 5 47 Abso 1 VeerG bilde allein
keine Grundlage für einen Rückerstattungsanspruch°

Hinzutreten müßten die Voraussetzungen des © 47 Abso 3
VeerG, welche die Klägerin zweiföllos nicht erfüllt

habe° „„; _ „ „ 4 _ 1
> _ — _.1

'

Die Klägerin beantragt‚ 1 1
'; "> 1

unter Aufhebung des Urteils des LSG Niedersachsen

vom 140 März 1969 und des Urteils des SG Hildesheim

vom 20° Dezember 1967 sowie der Bescheide des Be—

klagten vom 120 August 1966 und 27° September 1966

den Beklagten zu verurteilen, ihr den von der

Sparkasse Göttingen zurücküberwiesenen Nachzahlungs—

betrag in Höhe von 1„584,—7 DM wieder auszuzahlen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

‘Er verteidigt das angefochtene Urteil°

1
Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (99 124

Abs„ 2, 153 Abs° 1, 165 see)°
.

' 1
.. « ‚\

' _ i 1

Die Revision der Klägerin ist zulässig (@@162 Abs" 1

Nr° 1; 164, 166 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—);

1
41

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid, mit dem

sie ist auch begründet°

der Beklagte einen bindend gewordenen Bescheid über

Bewilligung eines Schadensausgleichs insoweit nach 5 25

'des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) "berichtigt"

hat, als er der Klägerin einen geringeren monatlichen

1 —' » 1
,—b-
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Zahlbetrag bewilligt und eine Nachzahlung zurückgcfordert

hate Angefochten ist der Bescheid insoweit, als er die
Rückforderung betrifft, und zwar — entgegen der Auffas—

sung des Landessozialgerichts (LSG) — zu Recht°

Das LSG hat angenommen, die Nichteusfüllung des Postens

Grundrente in dem Berechnungsvordruck für den Schadens—

ausgleich und damit die Nichtberücksichtigung der Grund"

rente als Bruttoeinkommen der Klägerin, die zur Errech—

nung
eines\unrichtigen

monatlichen Zahlbetrages — und

damit zu einer zu hohen Nachzahlung — geführt hat, sei

unter die den Schreib— und Rechenfehlern ähnlichen '

"offenbaren Unrichtigkeiten" einzuordnen; die Berichti—

gung des Bewilligungsbescheides sei daher nach @ 25

VeerG rechtmäßig, Der Senat vermag dieser Auffassung

nicht zu folgen° Das LSG hat ausgeführt, der "unterlaufene

Fehler" beruhe weder auf einer unrichtigen Tatsachen—

wertung noch auf einem Rechtsirrtum, weil bei der Bereche

nung des Schadensausgleichs alle erforderlichen Kerkmale

festgestanden hätten und weder in tatsächlicher noch in

rechtlicher Hinsicht Zweifel bestanden hätten, die zrvor

durch eine Entscheidung hättengklärt werden müssen,

Weder mit dieser Begründung noch mit den Hinweisen darauf,
daß die Klägerin niemals Einwendungen gegen die Berück—

sichtigung der Grundrente erhoben und daß sie im Klage—

verfahren ein "offensichtliches Verrechnen" des VersorgA

"zugegeben" habe, kann jedoch ein Rechtsirrtum oder eine

unriohtige Tatsachenwertung bei der Feststellung des

Schadensausgleichs ausgeschlossen werden() Der Umstand,

daß — rückschauend betrachtet — ein in tatsächlicher

Hinsicht unstreitiger und in rechtlicher Hinsicht zwei—

felsfreier Fall zu beurteilen war, macht es nicht schon

von vornherein unmöglich, daß der Verwaltungsbeamte bei

der Bearbeitung des Falles, wenn auch nur vorübergehend,

einem Rechtsirrtum erlegen war° Insoweit gewinnt Bedeu—

tung, daß die Grundrente bei der Feststellung des Scha—

densausgleichs der Witwe andero„ behandelt wird als bei

'
_ ‚
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der Feststellung des Berufsschadensausgleichs des

Beschädigten° Während bei der Ermittlung des Ein—
kommensverlustee für den Berufsschadensausgleich des

Boschädigtcn, doh„ bei der Gegénüberstellung des der—

zeitigen Bruttoeinkommens (zuzüglich der Ausgleich37 ..‘
rente) mit dem höheren Durchschnittseinkommen der

in Betracht kommenden Berufs— oder Wirtschaftsgruppe

die Grundrente unberücksichtigt bleibt (@ 30 Abs(} 4

des Bundesversorgungsgesetzes —BVG), ist bei der
Feststellung des Schadensausgleichs der Witwe deren

Bruttoeinkommen Zuzüglich der Grundrente (und der

Ausgleichsrente) mit dem vermutlichen ninkommen des

Ehemannes zu vergleichen (@ 40 a Abs° 2 Satz 1 BVG)°

Diese unterschiedliche Bedeutung der Grundrente bei

der Berechnung der Leistung in beiden Arten des Aus—

gleiche ist jedenfalls eine mögliche Fehlerquelle bei

Ecsrbeitung solcher Anträge° Es liegt daher im Bereich

des Möglichen, daß der Fehler, der darin gelegen hat,

daß der Posten für die Grundrente in dem Berechnungs—

vordruck nicht ausgefüllt worden ist, nicht ein Ver—

sehen im Ausdruck des wirklich Gewollten darstelltz

sondern durch einen fehlerhaften Denkvorgang auf

Grund unzutrcffender Überlegungen hervorgerufen wor—
den isto Es besteht jedenfalls auch nach den Ausfüh-

rungen des LSG kein stichhaltiger Grund dafür, aus—

zuschließen, die Unrichtigkeit des Bescheides sei

dadurch entstanden, daß sich der Sachbearbeiter,

wenn auch nur vorübergehend, über die unterschied—

liche Behandlung der Grundrente bei den beiden Arten

des Ausgleichs nicht im klaren gewesen ist° Ging der

Sachbearbeiter im vorliegenden Falle irrtümlich
davon aus, die Grundrente sei auch beim Witwen—

schadensausgleich nicht zu berücksichtigen, liegt

bereits ein Rechtsirrtum vor, auch wenn der Verwal-

tungsbeamte die Rechtslage grundsätzlich kannte

(BFI, Urto v„ 40 September 1961, BStBl 1961 III,;

502, 504)° Da die Grundrente der Klägerin nur in der

Anlage B, nicht aber in dem eigentlichen Bescheid

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


fehlte, spricht manches dafür, daß der Sachbearbeiter w

- wenn auch nur vorübergehend — einem Irrtum über den

Inhalt des @ 40 a Abs, 2 Satz 1 BVG erlegen war° Bine
Berichtigung nach @ 25 VeerG ist immer schon dann aus—
geschlossen, wenn die Möglichkeit eines Rechtsirrtums

besteht (BSG, Urt„ v, 19: Januar 1966 — 11/1 RA 344/62 —
BSG 24, 203, 204; BFH, Urt° v° 17° Januar 1961, Bd, 2,392,

393; Urto V, 170 März 1961, Bd, 72, b25, 628; Urt° V°
40 September 1961, BStBl 1961 III, 502, 503; Urt° v,
80 Dezember 1967, BStBl-1968 II 191)° Wenn das BSG (Urt,

v° 210 Februar 1963 — 1 RA 198/59 — BSG 18, 270, 272)

ausführt, eine Berichtigung sei auch dann statthaft,

wenn sich das Zustandekommen des Versehens nicht erkcnnen

lasse, so gilt das nur, wie die übrige Begründung der

angeführten Entscheidung ergibt, wenn der Fehler weder

auf einem'Reehtsirrtum noch auf einer unrichtigen Tat—

sachenwertung beruht°

Aber auch wenn der hier unterlaufene Fehler “außerhalb

des Überlegens und Schlußfolgerns" gelegen hat, wenn er

vielmehr auf einer Unaehtsamkeit, Öuf einer Flüchtigkeit,

(einem Versehen in der "formalen Sphäre") beruht hat und

damit ein Fehler beim Ausdruck des Willens, nicht bei der

Bildung des Willens anzunehmen ist, so ist gleichwohl

keine Berichtigung nach 5 25 VeerG gerechtfertigt, weil
der Bewilligungsbescheid nicht "offenbar" unrichtig ist

im Sinne dieser Vorschrift° Offenbar ist die Unrichtig—

keit nur, wenn sie aus dem Bescheid mit seinen Anlagen

eindeutig erkennbar geworden ist, Hierbei kommt es nicht

entscheidend auf das Erkennungsvermögen der im konkreten

Falle Beteiligten, sondern auf dasjenige “verständiger

Personen" an (BSG 18, 272)° Das LSG hat weder dargelegt

noch besteht ein Anhalt dafür, daß "eine verständige '

Person" aus dem Inhalt des Bescheides und seinen Anlagen

ohne weiteres hätte erkennen können, daß bei der Fest—

stellung des Schadensausgleichs der Klägerin die Grund—

_9..
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rente fehlerhaft nicht als anzurechnendes Einkommen

berücksichtigt worden ist° Dies hat auch eine “ver—

ständige Person", der bekannt war, daß die Klägerin

eine Grundrente bezieht, nicht erkennen können° Aus

dem Bescheid und seinen Anlagen hat sich nicht etwa

ergeben, daß die Versorgungsbehörde die Grundrente

der Klägerin überhaupt übersehen hat° Die Grundrente

ist lediglich an der für sie vorgesehenen Stelle bei

der Zusammenstellung des anrechnungspflichtigen Bin-

kommens in der Anlage nicht angesetzt worden; in dem

Bescheid ist sie jedoch aufgeführt° Gleichviel, worin

die Ursache dafür gelegen hat, daß der Posten Grund—

rente unausgefüllt geblieben ist, für den "Außenste—

hcnden" jedenfalls, auch für den "verständigen Leser",

ist hierdurch nichts anderes erkennbar geworden, als

daß die Versorgungsbehörde die Grundrente nicht für

“unrechnungspflichtig” gehalten hat, Der "unterlaufene

Fehler" ist weder bei aufmerksamcr Lektünanoch bei

Eborprüfung eines Rechenvorgangs "offenbar" geworden;

nur eine Überprüfung der Rechtsauffassung, die die

Yorsorgungsbehörde — gewollt oder ungewollt — hat er—
kennen lassen, hätte zu der Erkenntnis geführt, daß

der Bescheid insofern unrichtig ist, als @ 40 a Abs; 2
Satz 1 BVG nicht beachtet worden ist° Eine Unrichtig—

keit, die sich erst bei Überprüfung der Rechtslage
herausstellt, ist keine "offenbare" Unrichtigkeit im

Sinne des @ 28 VeerG°

Der angefochtene Bescheid findet daher in 5 25 VeerG

keine Stütze, Ein Verwaltungsakt ist zwar aufrecht—

zuerhalten, wenn er aus einem anderen als dem vom

Beklagten ausgeführten Rechtsgrund getragen wird,

sein Wesen dadurch nicht verändert und auch die Rechts—

vcrteidigung des Betroffenen dadurch nicht erheblich

erschwert wird (BSG 7, 12; BVerwG 1, 12)° Es kann jedoch
dahingestellt bleiben, ob hiernach eine "Umdeutung" des

auf 5 25 VeerG gestützten Bescheides in einem solchen

_ 10 _
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nach @ 41 Abs° 1 VeerG in Betracht kommt und ob die
Voraussetzungen dieser Vorschrift erfüllt sind° Für die

Rücknahme des Bewilligungsbescheides nach @ 41 Abso 1
VeerG fehlt es bereits an der Zustimmung des LVcrsorg■

(@ 41 Abs° 2 VeerG)„ Der Widerspruchsbescheid enthält
die Zustimmung im Sinne der genannten Vorschrift nicht,

da diese vor Erlaß des Bescheides erteilt werden Kußy

(BSG 16, 265)„‘Da der Beklagte den Bescheid vom 139 Juli
1966 nicht rückwirkend abändern durfte, lag eine Über—

zahlung nicht vor; die teilweise Rückforderung des bereits

ausgezahlten Betrages war rechtswidriv„

Hiernach sind auf die Revision der Klägerin die Urteile
des Sozialgerichts und des LSG aufzuheben; der Klage ist

stattzugeben° Zugleich ist gemäß 5 151 Abs„ 1 Satz 1 566

auszusprechen, daß der Beklagte, um die Vollziehung des

Berichtigungsbcscheides rückgängig zu machen, der KJä—

gerin 10584‚—— DM zu zahlen hat° Wenn auch der ßek2■gie

bereits vor Erlaß des Berichtigungsbescheides vom
12„ August 1966 die Sparkasse in Göttingen zur Storréerung*

des streitigen Betrages veranlaßt hat, so ist hierin<ißékx

eine — wenn auch vorweggenommene — Vollziehung des enge»

fochtenen Verwaltungsaktes zu sehen° Diese Art öes Vor—

gehens darf dem Beklagten nicht zum Vorteil gereichenc

Die Voraussetzungen, die @ 131 Abs° 1 Satz 2 SGG an
diesen Ausspruch knüpft, liegen vor; der Beklagte ist

zur Zahlung rechtlich in der Lage und seine Verpflich»

tung hierzu ohne weitere Ermittlungen feststellbar„
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs° 1 SGG„
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